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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/231 — 

betr. Wohnungsbaupoiitik 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 14. März 1973 ~ L3 - 020113 - 3/2 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Die Kleine Anfrage gibt mir die Gelegenheit, einige Aspekte 
der Wohnungspolitik erneut darzustellen. 

In der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ist klargestellt 
worden, daß die Bundesregierung der Wohnungsbaupolitik 
dieselbe Bedeutung beimißt wie auch in der vergangenen Legis- 
laturperiode. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Wohnungs- 
bauförderung auch in Zukunft eine Gemeinschaftsleistung von 
Bund, Ländern und Gemeinden bleiben wird. Eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen allen an der Wohnungsbauförderung 
Beteiligten ist deshalb unerläßlich, wenn es darum geht, eine 
Bestandsaufnahme und ein verbessertes Gesamtkonzept für den 
sozialen Wohnungsbau zu erarbeiten. Um diese Aufgabe, die 
als ein Schwerpunkt in das Arbeitsprogramm des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf- 
genommen worden ist, so bald wie möglich einer Lösung zuzu- 
führen, ist auf der Konferenz der für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen Minister (Senatoren) der Länder 
am 22. Februar 1973 in meinem Hause eine gemeinsame Bund- 
Länder-Kommission „Gesamtkonzeption des sozialen Woh- 
nungsbaues" berufen worden, die bereits im April ihre Arbeit 
aufnehmen wird. Dabei wird sie sich auch mit einem Teil der in 
dieser Kleinen Anfrage angesprochenen Bereiche zu befassen 
haben. 

Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wieviel Wohnungen sind in den Jahren 1971 und 1972 (für 
1972 ggf. schätzungsweise) 

a) insgesamt fertiggestellt worden, 
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b) im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus - getrennt nach 
erstem und zweitem Förderungsweg - fertiggestellt und 
wieviel gefördert worden? 

Wieviel fertiggestellte Wohnungen entfallen davon auf Woh- 
nungen, die nicht der Deckung des allgemeinen Wohnungs- 
bedarfs dienen, insbesondere auf freifinanzierte oder steuer- 
begünstigte Zweit- und Drittwohnungen usw.? 


Fertigstellungen 



1971 

1972 

Wohnungsbau insgesamt 

554 987 

610 000 bis 630 000 

darunter: 



Sozialer Wohnungsbau 

davon: 

148 715 

160 000 bis 170 000 

1. Förderungsweg 

116315 


2. Förderungsweg 

32 400 


Die Angaben für 1972 können zur Zeit nur geschätzt werden. 
Dabei ist eine Aufteilung des sozialen Wohnungsbaus nach 
1. und 2. Förderungsweg vorerst - auch schätzungsweise ~ nicht 
möglich. 

Geförderte Wohnungen 

1971 

1972 

1. Förderungsweg 

159 436 

rd. 124 000 

2. Förderungsweg 

34 175 

rd. 54 000 

Zusammen 

193 611 

rd. 178 000 


Die Frage nach der Verwendung der Wohnungen als Zweit- 
oder Drittwohnungen kann aus der laufenden Bautätigkeits- 
statistik nicht beantwortet werden, da sie nur das Baugeschehen 
bis zur Fertigstellung des Bauvorhabens erfaßt, nicht aber die 
spätere Nutzung durch die Wohnungsinhaber. 


2. Wieviel Wohnungen entfallen dabei jeweils auf Eigentums- 
maßnahmen (Familienheime und Eigentumswohnungen)? 


Fertiggestellte Ein- und Zweifamilienhäuser 


1971 

Insgesamt 177 611 

darunter: 

Sozialer Wohnungsbau 40 404 

davon: 

1. Förderungsweg 24 504 

2. Förderungsweg 15 900 


Angaben für 1972 können erst beim Vorliegen erster Ergeb- 
nisse aus der Bautätigkeitsstatistik geschätzt werden. 

Eigentumswohnungen werden bei den Erhebungen über die 
Bautätigkeit nicht erfaßt. Angaben über den Bestand werden 
aus der Wohnungsstichprobe 1972 im Laufe dieses Jahres vor- 
liegen. 
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3. Was gedenkt der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau dagegen zu tun, daß sich im sozialen Woh- 
nungsbau Kostenmieten bis zu 6,50 DM ergeben, die in 
wenigen Jahren vor allem durch den stufenweisen Wegfall der 
befristeten Subventionen bis zum Doppelten ansteigen werden? 

Bei der genannten Kostenmiete von 6,50 DM handelt es sich um 
extreme Sonderfälle. Die Mietobergrenzen liegen derzeit in den 
meisten Ländern bei 4 DM mit einer Schwankungsbreite zwi- 
schen verschiedenen Ortsklassen und Ländern von 3,60 DM bis 
4,70 DM. Die Steigerung gegenüber der Ausgangsmiete auf- 
grund degressiver Subventionen wird sich in den einzelnen 
Ländern auf einen Zeitraum von 11 bis 15 Jahren erstrecken. 
Diese Degression allein führt auch in den Ländern mit den aus- 
geprägtesten Degressionen (Baden-Württemberg 3,50 DM, 
Bayern 3,40 DM, Hamburg 3,20 DM) zu keiner Verdoppelung 
der Mieten. Eine Verdoppelung der Ausgangsmieten kann sich 
in den genannten Zeiträumen voraussichtlich ergeben, wenn 
Steigerungen der Bewirtschaftungskosten, der Abbau von 
Grundsteuervergünstigungen und Aufwandsverzichten mit ein- 
bezogen werden. 

Die degressiven Förderungsmethoden wurden z. T. deshalb ein- 
geführt, um bei Einkommenssteigerungen Fehlsubventionierun- 
gen zu unterbinden. Mietern ohne entsprechende Einkommens- 
steigerungen steht die zusätzliche Förderung durch das Wohn- 
geld zur Verfügung. Dieser Weg wäre nur in den Fällen be- 
denklich, in denen die Mietsteigerungen über die durchschnitt- 
liche Erhöhung der Einkommen hinausgehen. Insofern sind 
degressiven Förderungsmethoden Grenzen gesetzt. 

In der eingangs erwähnten Bund-Länder-Kommission unter 
Vorsitz des Bundes werde ich deshalb eine Übereinkunft mit 
den Ländern über die Begrenzung der Degressionsstufen an- 
streben. 


4. In welcher Höhe wurden für die Förderung des Wohnungs- 
baus in den Jahren 1971 und 1972 Haushaltsmittel bereit- 
gestellt 

a) vom Bund, 

b) von den Ländern und 

c) von den Gemeinden? 

Nach der Berichterstattung des Statistischen Bundesamtes über 
die Haushaltspläne des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
haben die veranschlagten Netto-Ausgaben (in der Definition der 
Finanzstatistik) für den Aufgabenbereich Wohnungswesen und 
Raumordnung betragen: 


1971 1972 

(in Millionen DM) : 


a) 

beim Bund 

837,6 

1 202,0 

b) 

bei den Ländern 

3 539,0 

3 567,5 

c) 

bei den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden 

2 746,6 

3 105,3 
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Dabei ist folgendes zu berücksichtigen: 

1. Die Zahlenangaben umfassen außer den Ausgaben für die 
Förderung des Wohnungsbaus auch die Ausgaben für 
Kataster- und Vermessungs Verwaltung, Raumordnung und 
Landesplanung. Eine gesonderte Darstellung der Ausgaben 
für die Förderung des Wohnungsbaus ist nach den vor- 
liegenden Angaben nicht möglich. Aus früheren Statistiken, 
in denen diese Trennung noch vorgenommen wurde, kann 
jedoch geschlossen werden, daß von den oben genannten 
Beträgen beim Bund rd. 90 v. H., bei den Ländern rd. 75 v. H. 
und bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden rd. 25 v. H. 
auf Ausgaben für die Wohnungsbauförderung entfallen. 

2. Gesamtzahlen über die veranschlagten Haushaltsausgaben 
besagen nur wenig über den tatsächlichen Förderungseffekt. 
Hierzu wären zusätzliche Angaben über die Aufteilung der 
Ausgaben auf Wohnungsbaudarlehen und Zuschüsse zur 
Verbilligung der Wohnkosten (Zinszuschüsse, Aufwendungs- 
beihilfen und Annuitätshilfen) erforderlich. 

Im Jahresbericht 1971 über den sozialen Wohnungsbau 
(Bundesbaublatt, Juli 1972) wurde aufgrund anderer stati- 
stischer Quellen versucht, nähere Aufschlüsse über den An- 
teil der Bundesmittel im sozialen Wohnungsbau zu geben. 
Diese Untersuchung beschränkt sich auf die Darstellung der 
Förderungsleistungen des Bundes und der Länder; sie soll 
im Jahresbericht 1972 fortgeführt werden. 


5. Wieviel Mittel hat der Bund in den Jahren 1971 und 1972 
bereitgestellt 

a) für das sogenannte Regionalprogramm (unter Aufschlüsse- 
lung nach den einzelnen Jahresraten für die beiden zwölf- 
jährigen Förderungsprogramme), 

b) für das sogenannte Intensivprogramm (unter Angabe der 
Ergänzungsmittel der Länder), 

c) für den übrigen sozialen Wohnungsbau? 

Wieviel Wohnungen sind im Rahmen des Regionalprogramms 
und des Intensivprogramms gefördert worden? Wieviel Woh- 
nungen entfallen in den beiden Regionalprogrammen auf Miet- 
wohnungen und wieviel auf Eigentumsmaßnahmen? 


a) Im Regionalprogramm hat der Bund für die Jahresprogramme 
1971 und 1972 Aufwendungsdarlehen bereitgestellt 

in Höhe von 516 780 000 und 777 109 287 DM. 

Die Aufwendungsdarlehen werden in zwölf - alle drei Jahre 
fallenden - Raten ausgezahlt: 

70 470 000 105 969 448 DM 

52 200 000 78 495 888 DM 

33 930 000 51 022 327 DM 

15 660 000 23 548 766 DM. 

Da die Raten jeweils drei Jahre lang gezahlt werden, ergibt 
sich die Gesamtsumme: 

516 780 000 777 109 287 DM. 
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Die Mittel für die Aufwendungsdarlehen werden von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau am Kapitalmarkt aufgenom- 
men. Für die aufgenommenen Mittel trägt der Bund den 
Kapitaldienst. Einschließlich der sonstigen mit der Mittel- 
bewilligung verbundenen Kosten werden sich die Auf- 
wendungen des Bundes 

für das Jahresprogramm 1971 1972 

auf insgesamt rd. 1 054,4 Millionen 1 757,4 Millionen 

belaufen. In dieser Höhe sind auch die Verpflichtungs- 
ermächtigungen für das Regionalprogramm in den Haus- 
haltsplänen 1971 und 1972 ausgebracht worden. 

b) Für das Intensivprogramm hat der Bund in den Jahren 1971 
und 1972 jeweils 250 Millionen DM bereitgestellt. Nach den 
Vereinbarungen mit den Ländern sollen hiermit jährlich 
25 000 Wohnungen gefördert werden. Die Länder stocken 
die Bundesmittel so auf, daß die Mietobergrenzen des so- 
zialen Wohnungsbaus eingehalten werden. 

c) Für den übrigen sozialen Wohnungsbau hat der Bund 

1971 1972 

rd. 50Ö,9lvlillionen DM rd. 585,2 Millionen DM 
bereitgestellt. 

Die Differenzen zwischen den unter Ziffer 4 a genannten Haus- 
haltsansätzen des Bundes und der Summe der hier aufge- 
führten Mittel sind darauf zurückzuführen, daß die Haushalts- 
ansätze überwiegend der Abwicklung früherer Programme 
dienen, während die hier aufgeführten Mittel die in den Haus- 
haltsplänen enthaltenen Bewilligungsrahmen der betroffenen 
Jahre (1971 nach Abzug der Verfügungsbeschränkungen) dar- 
stellen, die zum größten Teil erst in den Folgejahren zu Haus- 
haltsansätzen führen. 

Aufgrund der Vorschläge der Länder sind im Regionalpro- 
gramm 

im Jahre 1971 29 500 Wohnungen 

davon 12 750 Eigentumsmaßnahmen 

im Jahre 1972 45 650 Wohnungen 

davon 23 450 Eigentumsmaßnahmen 

zur Förderung vorgesehen worden. 

Da die Abschlußberichte der Länder - auch für das Jahrespro- 
gramm 1971 - jedoch noch nicht vollständig vorliegen, können 
endgültige Förderungszahlen noch nicht genannt werden. Der 
endgültige Anteil der Eigentumsmaßnahmen wird voraussicht- 
lich noch höher liegen als oben angegeben. 

Im Intensivprogramm sind nach den bisher nicht von allen 
Ländern mitgeteilten vorläufigen Förderungsergebnissen 
im Jahre 1971 22 079 Wohnungen 

davon 9 064 Eigentumsmaßnahmen 

im Jahre 1972 19 439 Wohnungen 

davon 8 496 Eigentumsmaßnahmen 

gefördert worden. 
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6. Welche Mittel hat der Bund für die Förderung des Wohnungs- 
baus (getrennt nach den einzelnen Programmen) in dem so- 
eben verabschiedeten Bundeshaushaltsplan 1973 vorgesehen? 

Im Entwurf des Haushaltsplans 1973 sind folgende Bewilligungs- 
rahmen für die Förderung des Wohnungsbaus vorgesehen: 

a) für das Regionalprogramm (wie 1972) rd. 1 757,4 Millionen 
zur Deckung der Refinanzierungskosten der Aufwendungs- 
darlehen. Im einzelnen wird auf die Antwort zu Frage 5 a 
verwiesen. 

Vorgesehen ist die Förderung von etwa 45 000 Wohnungen. 

b) für das Intensivprogramm 

(ebenfalls wie 1972) 250,0 Millionen 

c) für den übrigen sozialen Wohnungsbau 605,4 Millionen. 


7. Welche Vorstellungen hat der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau über die angekündigte Um- 
schichtung der Wohnungsbauförderungsmittel? 

Durch das Gesetz zur Förderung von Wohnungseigentum und 
Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau sollen zusätzliche An- 
reize und Wege der Vermögensbildung geschaffen werden. Das 
Ausmaß der dadurch hervorgerufenen Umschichtung wird ein- 
mal davon abhängen, inwieweit die Nachfrager und die Woh- 
nungswirtschaft diese Modelle annehmen. Zum anderen wird 
auch das Verhalten der Länder eine entscheidende Rolle spielen. 
In den vom Bund unmittelbar beeinflußbaren Programmen (In- 
tensivprogramm, Regionalprogramm) hat sich schon in den 
letzten beiden Jahren eine Entwicklung gezeigt, die den ge- 
nannten Zielsetzungen entspricht. 


8. Wie sind in den letzten drei Jahren bis heute die Bauland- 
preise im Verhältnis zu den Baukosten angestiegen? 

Der Preisindex für Bauleistungen am Gebäude stieg von 1969 
bis 1972 um 37 v. H. Ein Preisindex für Bauland wird in der amt- 
lichen Statistik nicht errechnet. Die Durchschnittspreise der 
Verkaufsfälle für baureifes Land erhöhten sich im gleichen 
Zeitraum um 31 ,7 v. H. In dieser Steigerung wird jedoch nicht der 
jeweils beim Übergang von Ackerland zu Bauland auftretende 
Preissprung erfaßt, der weit höher ist als die jährlichen Steige- 
rungen der Verkaufspreise. 


9. Wieviel Mittel sind vom Bund in den Jahren 1971 und 1972 
nadi den §§71 ff. des Städtebauförderungsgesetzes den Ländern 
zur Verfügung gestellt bzw. zugesagt worden? Wieviel Sanie- 
rungsvorhaben, wieviel Entwicklungsvorhaben sind damit ge- 
fördert worden? Wieviel Vorhaben, die dem Bund von den 
Ländern zur Aufnahme in das Bundesprogramm vorgelegt wur- 
den, konnten nicht berücksichtigt werden? Welche Bundes- 
miitel sind für 1973 vorgesehen? 


Zur Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen hat der Bund nach den §§ 71 ff. des Städtebau- 
förderungsgesetzes den Ländern Finanzhilfen gewährt: 
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1971 100 000 000 DM 
Damit wurden gefördert: 

197 Sanierungsmaßnahmen 
13 Entwicklungsmaßnahmen 
Von den Ländern vorgeschlagene, aber 
nicht berücksichtigte Maßnahmen: 

146 Sanierungsmaßnahmen 
2 Entwicklungsmaßnahmen 

1972 150 000 000 DM 

Damit wurden gefördert: 

276 Sanierungsmaßnahmen 
27 Entwicklungsmaßnahmen 
Von den Ländern vorgeschlagen, aber 
nicht berücksichtigte Maßnahmen: 

47 Sanierungsmaßnahmen 
8 Entwicklungsmaßnahmen 

Gemäß dem in der Ministerkonferenz am 22. Februar 1973 ab- 
schließend beratenen Jahresprogramm werden den Ländern 
gewährt: 

1973 200 000 000 DM 

Damit werden gefördert: 

344 Sanierungsmaßnahmen 
33 Entwicklungsmaßnahmen 
Von den Ländern vorgeschlagene, aber 
nicht berücksichtigte Maßnahmen: 

24 Sanierungsmaßnahmen 
1 Entwicklungsmaßnahme. 


10. In welcher Höhe könnten nach Auffassung des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau Haushaltsmittel 
künftig eingespart und der Förderung des sozialen Wohnungs- 
baus zugeführt werden, wenn die Steuervergünstigungen, 
insbesondere nach § 7 Abs. 5 und § 7 b des Einkommensteuer- 
gesetzes für den Teil des Wohnungsbaus abgebaut werden, 

der nicht der Befriedigung des allgemeinen Wohnungsbedarfs 
dient, insbesondere für Zweit- und Drittwohnungen usw.? 

11. Ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau bereit, falls die Frage zu 10. nicht beantwortet 
werden kann, unverzüglich entsprechende Erhebungen anzu- 
stellen und deren Ergebnis bekanntzugeben? 

Die Bundesregierung hat mit dem bereits dem Bundesrat zuge- 
leiteten Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 1973 vorge- 
schlagen, die für alle Arten von neu errichteten Gebäuden 
geltende, d. h. keineswegs auf den Wohnungsbau oder nur auf 
Zweit- und Drittwohnungen beschränkte Möglichkeit einer 
degressiven Absetzung nach § 7 Abs. 5 des Einkommensteuer- 
gesetzes zu beseitigen. Zugunsten des Mietwohnungsbaus für 
die breiten Schichten der Bevölkerung will die Bundesregierung 
jedoch an der geltenden Regelung festhalten, soweit Woh- 
nungsbauten mit Mitteln öffentlicher Haushalte gefördert 
werden. 
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Nach den Schätzungen der Bundesregierung wird die vorge- 
schlagene Einschränkung des § 7 Abs. 5 EStG wegen der aus 
Gründen des Vertrauensschutzes vorgesehenen Übergangs- 
regelung erst vom Haushaltsjahr 1975 an Steuermehreinnah- 
men erbringen. Sie sind für 1975 auf insgesamt 15 Millionen 
DM (darunter Bund 6 Millionen DM), für 1976 auf insgesamt 
85 Millionen DM (darunter Bund 35 Millionen DM) zu ver- 
anschlagen und werden sich in den folgenden Jahren weiter 
erhöhen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich diese Steuer- 
mehreinnahmen überwiegend durch die Streichung der degres- 
siven Gebäudeabschreibung für Nichtwohngebäude (Industrie- 
bauten, Bürogebäude usw.) ergeben. Eine Zweckbindung dieser 
Mehreinnahmen für den sozialen Wohnungsbau ist nicht vor- 
gesehen. 

§ 7 b des Einkommensteuergesetzes sieht für den Regelfall nur 
die Begünstigung eines einzigen Objekts (Ein-, Zweifamilien- 
haus oder Eigentumswohnung) vor. Lediglich für Eheleute läßt 
die schon seit 1965 geltende Regelung aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen die Begünstigung zweier Objekte zu. 
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